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Wolfgang Merkel

Systemwechsel: Probleme der demokratischen 
Konsolidierung in Ostmitteleuropa

Es zählt zu den Paradoxien der sozialwissenschaft­
lichen Forschung, daß gerade die klassische, sozio­
logische Systemtheorie, der man als grand theory 
häufig die empirieferne Abstraktion vorgeworfen 
hatte, das Ende der autokratisch-kommunistischen 
Herrschaftssysteme prognostiziert und luzide be­
gründet hat1. Anders als die Totalitarismustheorie, 
die insbesondere in ihrer klassischen Version der 
fünfziger Jahre2 eine Überwindung der kommuni­
stischen Systeme zwar durch exogene Einflüsse wie 
etwa Kriege für möglich hielt, endogenen Prozes­
sen aber die systemsprengende Wirkung absprach, 
begründete der Soziologe Talcott Parsons gerade 
mit der inneren Konstruktion der sowjetischen 
Gesellschaftsformation deren unvermeidliches 
Scheitern. Langfristig, so Parsons, könne es die 
kommunistische Organisation der Gesellschaft 
nicht mit den politischen und integrativen Kapazi­
täten marktwirtschaftlicher Demokratien aufneh­
men: „Ich stelle tatsächlich die Prognose, daß sich 
die kommunistische Gesellschaftsformation als 
instabil erweisen wird und entweder Anpassungen 
in Richtung auf die Wahlrechtsdemokratie und ein 
pluralistisches Parteiensystem machen oder in we­
niger entwickelte und politisch weniger effektive 
Organisationsformen „regredieren“ wird. „Das 
kann nur bedeuten“, pointierte Parsons seine Pro­
gnose, „daß die monolithische Einheitspartei 
schließlich ihr Monopol der politischen Verant­
wortung aufgeben muß.“3

Wenngleich mit dem Zusammenbruch der 
kommunistischen Regime Osteuropas manche der 
System- und modernisierungstheoretischen Grund­
annahmen eine Bestätigung erfuhren4, bleibt die

1 Vgl. Klaus Müller, Nachholende Modernisierung?, in: 
Leviathan, (1992) 2, S. 262.
2 Vgl. Hannah Arendt, The Origins of Totalitarianism, 
New York 1951; Carl Joachim Friedrich (Hrsg.), Totalitari­
anism, Cambridge/Mass. 1954; ders., Totalitäre Diktatur, 
Stuttgart 1957; Carl Joachim Friedrich/Zbigniew Brzezinski, 
Totalitarian Dictatorship and Autocracy, Cambridge/Mass. 
1956.
3 Talcott Parsons, Evolutionäre Universalien der Gesell­
schaft, in: Wolfgang Zapf (Hrsg.), Theorien des sozialen 
Wandels, Köln-Berlin 1969, S.70f.
4 Vgl. Wolfgang Merkel, Warum brach das SED-Regime
zusammen? Der „Fall“ (der) DDR im Lichte der Demokrati-

Theorie jedoch hinsichtlich des Zeitpunktes, der 
Art der Regimebrüche und der Konsolidierungs­
chancen der neuen Demokratien unbestimmt. Um 
aber gerade die Chancen und Probleme der demo­
kratischen Konsolidierung in Ostmitteleuropa, 
d. h. in Polen, Ungarn, der Tschechischen und der 
Slowakischen Republilk, realitätsnäher einschät­
zen zu können, müssen systemtheoretische mit 
Struktur- und handlungstheoretischen Überlegun­
gen verknüpft werden5. Meine Analyse folgt des­
halb einem dreigliedrigen Aufbau:

In einem ersten Schritt werde ich die strukturellen 
Variablen herausarbeiten, die -  je nach Beschaf­
fenheit -  als Restriktion oder Ressource den 
Handlungskorridor der Akteure im Demokratisie­
rungsprozeß festlegen. In einem zweiten Schritt 
soll die aus der dreifachen (ökonomischen, sozia­
len und politischen) Transformation resultierende 
Transitionsproblematik in Ostmitteleuropa analy­
siert werden. Schließlich soll gefragt werden, 
inwieweit die institutioneilen Strukturen, Akteurs­
konstellationen und Akteurshandeln eine Konsoli­
dierung der Demokratie in den vier Ländern er­
warten lassen.

Ich sehe vier zentrale Ebenen, deren Strukturen 
den Handlungskorridor für die demokratisierungs­
willigen Akteure festlegen:

1. Ökonomie

2. Gesellschaft

3. Politische Institutionen

4. Internationale Rahmenbedingungen.

sierungstheorien, in: Ulrike Liebert/Wolfgang Merkel 
(Hrsg.), Die Politik zur deutschen Einheit. Probleme -  
Strategien -  Kontroversen, Opladen 1991, S. 25; Christian 
Welzel, Systemwechsel in der globalen Systemkonkurrenz: 
Ein evolutionstheoretischer Erklärungsversuch, in: Wolf­
gang Merkel (Hrsg.), Systemwechsel I, Opladen 1994, 
S. 47-80.
5 Vgl. Wolfgang Merkel, Struktur oder Akteur, System 
oder Handlung: Gibt es einen Königsweg in der sozialwissen­
schaftlichen Transformationsforschung?, in: Wolfgang Mer­
kel (Hrsg.), Systemwechsel (Anm.4), S. 303-332.
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I. D ie strukturellen 
Rahmenbedingungen:
der Handlungskorridor

1. Die Ökonomie

Mißt man das wirtschaftliche Entwicklungsniveau 
mit dem Indikator des Bruttosozialprodukts pro 
Kopf, so lagen Spanien, Griechenland und Portu­
gal zum Zeitpunkt der „founding elections“ Mitte 
der siebziger Jahre bei etwa der Hälfte des Durch­
schnitts der Europäischen Gemeinschaft. Im Ver­
gleich zu den hochentwickelten Industrieländern 
wiesen die südeuropäischen Ökonomien erheb­
liche Modernisierungsdefizite auf. Aber trotz der 
durch die protektionistische Abschottung der hei­
mischen Märkte verursachten Wettbewerbsschwä­
chen besaßen die Volkswirtschaften Südeuropas 
marktwirtschaftliche Strukturen. Diese mußten 
modernisiert, aber nicht transformiert werden6. 
Anders ist die ökonomische Situation in Ostmittel­
europa.

Nach Schätzungen der OECD besaß die ÖSFR 
1990 65 Prozent, Ungarn 55 Prozent und Polen 
30 Prozent des durchschnittlichen Pro-Kopf- 
Sozialproduktes der Europäischen Gemeinschaft -  
also z.T. durchaus vergleichbar mit Spanien, Grie­
chenland und Portugal. Doch schon die wirtschaft­
lichen Strukturdefizite und die einseitige sektoriale 
Spezialisierung, die sich nicht aufgrund komparati­
ver Kostenvorteile herausgebildet hatte, sondern 
von den zwischenstaatlichen Spezialisierungsplä­
nen des Rates für gegenseitige Wirtschaftshilfe 
(RGW) erzwungen wurde, werfen für Ostmittel­
europa weit gravierendere Anpassungsprobleme 
auf. Darüber hinaus müssen fast alle Institutionen, 
Mechanismen und Akteure einer funktionierenden 
Marktwirtschaft erst etabliert werden -  sieht man 
von den embryonalen marktwirtschaftlichen Struk­
turen einmal ab, die sich in Ungarns „zweiter Wirt­
schaft“ seit 1968 entwickelt haben.

Wir werden es deshalb für eine heute noch keines­
wegs absehbare Periode in Ostmitteleuropa mit 
„mixed economies“ zu tun haben, die sich in drei 
Sektoren gliedern: einen nach wie vor ausgedehn­
ten staatlichen Produktionssektor und zwei private 
Sektoren, von denen „einer die neuen Selbständi­
gen des einheimischen Mittelstandes umfaßt, wäh-

6 Vgl. Wolfgang Merkel, Vom Ende der Diktaturen zum 
Binnenmarkt 1993. Griechenland, Portugal und Spanien auf 
dem Weg zurück nach Europa, in: Aus Politik und Zeit­
geschichte, B 51/90, S. 3-14.

rend der andere das Ergebnis der Anlagestrategien 
ausländischer Investoren ist“7. Das Problem der 
funktionalen Beziehungen dieser drei Bereiche un­
tereinander ist wesentlich komplexer, als daß es 
sich in die simple Dichotomie „Markt“ versus 
„Staat“ fassen ließe. Es geht auf eine längere Frist 
um die Frage, welche besonderen institutionellen 
Arrangements die jeweiligen wirtschaftlichen Ak­
teure mit ausreichenden Informationen und Anrei­
zen ausstatten können, damit sie in einer gesamt­
wirtschaftlich rationalen Weise handeln8. Bisher 
jedoch fehlen überzeugende Konzeptionen, wie 
etwa der Staat die typusspezifischen betriebs­
wirtschaftlichen Ineffizienzen öffentlicher Unter­
nehmungen verhindern könnte, ohne die sozial 
unerwünschten und politisch gefährlichen Massen­
entlassungen vorzunehmen9. Wahrscheinlich ist 
deshalb, daß die Defizite der staatlichen Betriebe 
die öffentlichen Haushalte mittelfristig in erheb­
lichem Maße belasten werden.

Aus diesem Kreislauf führt kein gerader Königs­
weg. Die Regierungen werden sich vielmehr in 
einem Zick-Zack-Kurs zwischen Staat und Markt, 
radikalen Reformen und gradualistischen Maßnah­
men bewegen. Die politischen und sozialen Re­
striktionen der Transformation werden die politi­
schen Eliten im ökonomischen Systemwechsel 
immer wieder zu suboptimalen Strategien zwingen.

2. Die Zivilgesellschaft

Die Staatsfixiertheit der meisten autoritären Sy­
steme hinterläßt schwache Zivilgesellschaften. Die 
vor dem Staat geschützte gesellschaftliche Sphäre, 
in der sich Berufsgruppen, soziale Schichten oder 
kulturelle Strömungen selbst organisieren oder ar­
tikulieren können, existiert kaum oder nur in ob­
servierten Nischen. Die kommunistischen Regime 
hatten nahezu alle Organisationen und Initiativen 
autonomer gesellschaftlicher Interessenartikula­
tion unterdrückt. Dies trifft insbesondere für das 
starre kommunistische Herrschaftssystem in der 
ÖSSR zu10 * *. In Polen jedoch hatten sich mit der 
katholischen Kirche und seit Beginn der achtziger 
Jahre mit der Solidarnósc pluralistische Ansätze

7 Helmut Wiesenthal, Die .Politische Ökonomie1 des fort­
geschrittenen Transformationsprozesses und die (potentiel­
len) Funktionen intermediärer Akteure (I), Max-Planck-Ge­
sellschaft, Arbeitsgruppe Transformationsprozesse in den 
neuen Bundesländern, Arbeitspapier Juni 1993, Berlin, S. 6.
8 Vgl. Adam Przeworski, The Neoliberal Fallacy, in: Jour­
nal of Democracy, 3 (1992), S. 51.
9 Vgl. H. Wiesenthal (Anm. 7); Claus Offe, Akteure und 
Agenda der Reform, in: Transit, (1993) 6, S. 63-86.
10 Vgl. Jiri Musil, Czechoslovakia in the Middle of Transi­
tion, in: Czechoslovak Sociological Review, XXVIII (1992),
S.7.
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einer civil society herausgebildet. In geringerem 
Maße trifft das auch für Ungarn und seine „zweite 
Wirtschaft“ zu.

Freilich ist der Beitrag der katholischen Kirche zu 
einer Zivilgesellschaft ambivalent, da sie aufgrund 
der verbindlichen Vorschrift von Glaubensdogmen 
dem säkularen und liberalen Konzept individueller 
und gesellschaftlicher Selbstorganisierung tenden­
ziell widerspricht. Im speziellen Kontext des 
kommunistischen Regimes in Polen trug die katho­
lische Kirche jedoch maßgeblich zur Aufrecht­
erhaltung der wenigen staatsfreien Räume und 
Nischen bei. Unter den postkommunistischen Be­
dingungen eines liberaldemokratischen Systems 
aber tritt sie gegenüber der Gesellschaft und ihren 
Individuen in politischen wie unmittelbar lebens­
weltlichen Fragen häufig bevormundend auf, dabei 
theokratische Ambitionen kaum verbergend11. 
Während also die katholische Kirche eine wichtige 
zivilgesellschaftliche Funktion in der autoritären 
Regimephase innehatte, verlor sie diese Funktion 
in der Periode der demokratischen Konsolidie­
rung. Mehr noch: Gerade ihre Allgegenwart in der 
postkommunistischen Politik und Gesellschaft 
Polens zeigt, daß die polnische Zivilgesellschaft 
noch zu schwach entwickelt ist, um den Einfluß der 
katholischen Kirche zu begrenzen12.

Als Folge der sozialen Atomisierung der ostmittel­
europäischen Gesellschaften verfügen deren Mit­
glieder kaum über kognitive, ideologische oder 
verbandliche Muster kollektiven Handelns13. In 
einem solchen Vakuum deuten sich zwei gesell­
schaftliche Entwicklungen an, die die Herausbil­
dung einer vitalen Zivilgesellschaft behindern 
könnten:

1. In den postkommunistischen Gesellschaften 
Osteuropas droht die civil society in der frühkapi­
talistischen Form der bürgerlichen Gesellschaft des 
18. und 19. Jahrhunderts zu entstehen -  also in 
einer Variante, die Hegel in seiner Rechtsphiloso­
phie als die Sphäre des „universalen Egoismus“ be- 
zeichnete14. Anders formuliert: In Osteuropa

11 Vgl. Czeslaw Milosz, Polen -  ein theokratischer Staat?, 
in: Transit, (1992) 3, S. 87-94; Jozef Tischner, Die Kirche 
und das antistaatliche Syndrom der Polen, in: ebd., 
S. 109-117.
12 Vgl. Martin Kröl, Der heilige Petrus und John Stuart 
Mill, in: ebd., S. 103.
13 Vgl. Claus Offe, Ethnie Politics in East European 
Transition, Bremen 1992 (unveröffentl. Ms.), S. 40.
14 Hegel glaubte, der Staat -  verstanden als die Sphäre des 
universellen Altruismus -  könne die Zentrifugalität der parti­
kularen Egoismen, bändigen. In diesem Sinne war die omni­
potente Staatsgewalt der kommunistischen Regime Osteuro­
pas ironischerweise eher die monströse Umsetzung der 
Hegelschen „sittlichen Idee“ denn die Realisierung der

droht in der unmittelbaren Zukunft die Entste­
hung einer sozialstaatlich kaum gebändigten Ellen­
bogengesellschaft .

2. Individueller sozialer Abstieg und kollektive 
Ohnmacht gegen die unvermeidlichen Grausam­
keiten der ökonomischen Transformation könnten 
populistische Politiker und die Opfer der Moderni­
sierung verführen, kompensatorisch eine gesell­
schaftliche Identität durch ethnische Identifikatio­
nen und'Ausgrenzungen herstellen zu wollen15. 
Die Gefahr einer solchen Ethnifizierung politi­
scher Konflikte ist beispielsweise zwischen Slowa­
ken und Tschechen sowie noch stärker zwischen 
Ungarn und Slowaken oder Ungarn und Rumänen 
gegeben. Anders als in dem begrenzbaren Konflikt 
zwischen dem spanischen Zentralstaat und dem 
Baskenland und Katalonien besitzen die ethni­
schen Konfliktlinien in der „Gemengelage“16 Ost­
mitteleuropas jeweils ausländische Schutzmächte, 
die sich für die Minoritäten in den Nachbarstaaten 
„verantwortlich“ fühlen könnten17.

3. Die politischen Institutionen

Der Erfolg einer demokratischen Konsolidierung 
hängt auch von der Funktionsfähigkeit der politi­
schen Institutionen ab. Systemwechsel sind per de- 
finitionem durch extreme Unsicherheiten geprägt. 
Sie sind ein Spiel, in dem die Regeln durch die 
Spieler selbst erst geschrieben werden müssen. Als 
fundamentale Regeln in diesem „Transitionsspiel“ 
können die zentralen politischen Institutionen gel­
ten. Sie sind die rechtlich verpflichtende Struktur, 
die normative Standards formuliert und bindende 
Entscheidungen ermöglicht18 *. Für das Gelingen 
der demokratischen Konsolidierung sind deshalb 
mindestens zwei Eigenschaften der Institutionen 
von erheblicher Bedeutung: Erstens, sie sollten 
möglichst inklusiv sein, d. h. sie sollten keine grö­
ßeren sozialen und politischen Gruppen vom insti­
tutioneilen Zugang zur Macht ausschließen oder 
sie benachteiligen; zweitens, sie müssen ein ad­
äquates Problemlösungspotential für die zu erwar-

Marxschen Utopie des Absterbens des Staates; siehe Georg 
Wilhelm Friedrich Hegel, Rechtsphilosophie, Berlin 1972,
S. 168 ff.
15 Vgl. C. Offe (Anm. 13), S. 189.
16 Klaus von Beyme, Parteiensysteme im Demokratisie- 
rungsprozeß Osteuropas, in: Geschichte und Gesellschaft, 
(1992)3, S. 273.
17 Vgl. Werner Weidenfeld/Manfred Huterer (unter Mit­
arbeit von Josef Janning und Anita Wolf), Osteuropa: Her­
ausforderungen -  Probleme -  Strategien, Gütersloh 1992, 
S. 17ff; Georg Brunner, Nationalitätenprobleme und Min­
derheitenkonflikte in Osteuropa, Gütersloh 1993, S.25ff.
18 Vgl. Friedbert Rüb, Die Herausbildung politischer Insti­
tutionen in Demokratisierungsprozessen, in: W. Merkel
(Hrsg.) (Anm. 5), S. 111-138.
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tenden gesellschaftlichen und politischen Konflikte 
bergen. Ersteres soll die politische Polarisierung 
vermeiden helfen und ein ausreichendes Maß an 
gesellschaftlicher Akzeptanz sichern, ohne das In­
stitutionen instabil sind; letzteres soll die Effizienz 
angemessener politischer Entscheidungen ermög­
lichen.

Natürlich können sich gerade in Perioden des 
Systemwechsels gesellschaftliche Inklusion und 
Entscheidungseffizienz in bestimmten Problemla­
gen auch ausschließen. Aus diesem Grunde halten 
die amerikanischen Politikwissenschaftler Juan 
Linz, Arend Lijphart und Alfred Stepan/Cindy 
Skach19 parlamentarische, und nicht etwa präsi- 
dentielle Regierungssysteme für die angemessene 
institutionelle Antwort auf die besonderen Pro­
blemanforderungen der demokratischen Konsoli­
dierung. Es sind insbesondere vier Argumente, die 
sie zur Stützung ihrer These anführen:

-  Parlamentarische Regierungssysteme haben in 
der Regel mehr Parteien als präsidentielle Sy­
steme. Dies ermöglicht inklusivere und flexiblere 
Koalitionsbildungen in Gesellschaften, die eine 
komplexe ethnische, ökonomische und ideologi­
sche Konfliktstruktur aufweisen.

-  Regierungen in parlamentarischen Systemen 
verfügen häufiger über stabile parlamentarische 
Mehrheiten für ihre Reformprogramme als präsi­
dentielle Exekutiven. Fehlen im präsidentiellen 
System dem Präsidenten parlamentarische Mehr­
heiten, ist die Versuchung groß, am Rande der 
Verfassung mit Dekreten zu regieren oder sich im 
bilateralen Tauschgeschäft von Abgeordneten und 
Präsidenten die notwendigen Ad-hoc-Mehrheiten 
zu suchen. Beides sind für die einschneidenden 
Reformprogramme in Transformationsperioden 
suboptimale Strategien.

-  Die enge wechselseitige Abhängigkeit von Le­
gislative und Exekutive in parlamentarischen 
Systemen -  nämlich das Recht der Regierung, das 
Parlament aufzulösen, und die Möglichkeit des 
Parlamentes, die Regierung mit einem Mißtrau­
ensvotum zu Fall zu bringen -  bergen konstitutio­
nelle Verfahrensweisen, um lähmende wechsel-

19 Vgl. Juan Linz, The Perils of Presidentialism, in: Journal 
of Democracy, (1990)1, S. 51-69; Arend Lijphart, Presiden­
cialismo y democracia de mayoría, in: Oscar Godoy Arcaya 
(Hrsg.), Hacia una democracia moderna. La opción parla­
mentaria, Santiago de Chile 1990, S. 109-128; Arend 
Lijphart, Democratization and Constitutional Choices in 
Czecho-Slovakia, Hungary and Poland 1989-1991, in: Jour­
nal of Theoretical Politics, (1992) 4, S. 207-233; Alfred Ste­
pan/Cindy Skach, Constitutional Frameworks and Demo­
cratic Consolidation. Parlamentarism versus Presidentialism, 
in: World Politics, (1993) 1, S. 1-22.

seifige Blockaden aufzulösen. Auf diese Weise 
können Regierungskrisen gelöst werden, bevor sie 
sich zu Regimekrisen verschärfen.

-  Präsidentielle Systeme dagegen fördern die poli­
tische Polarisierung und bergen die Gefahr läh­
mender Konflikte und Entscheidungsblockaden 
immer dann, wenn Exekutive und Legislative 
mehrheitlich unterschiedliche parteipolitische Prä­
ferenzen haben.

Juan Linz faßt die Vorteile des parlamentarischen 
Regierungssystems mit dem Begriff „Flexibilität“ 
zusammen, der er die „Rigidität“ des Präsidentia- 
lismus gegenüberstellt20. Gegen diese Argumenta­
tion, die Parlamentarismus und Präsidentialismus 
„idealtypisch“ gegenüberstellt, läßt sich einwen­
den, daß die Frage nach dem jeweils angemesse­
nen Regierungssystem nicht kontextunabhängig 
entschieden werden kann21. Entscheidend sei viel­
mehr, in welcher Weise die zentralen politischen 
Institutionen auf die konkrete gesellschaftliche 
Konfliktstruktur reagieren können. Insbesondere 
stelle sich die Frage, in welcher Weise Regie­
rungs-, Wahl- und Parteiensystem miteinander 
harmonierten. Denn erst die Kongruenz dieser in­
stitutioneilen Arrangements entscheide über Stabi­
lität, Handlungs- und Durchsetzungsfähigkeit und 
damit über die Legitimität einer demokratisch ge­
wählten Regierung.

In Ostmitteleuropa ergaben sich mit den ersten 
freien Wahlen ungünstige institutioneile Voraus­
setzungen. Die stark proportionalen Misch- bzw. 
Verhältniswahlsysteme ohne wirkungsvolle Sperr­
klauseln in Polen und der Tschechoslowakei erwie­
sen sich als ungeeignet, die komplexen ökonomi­
schen, sozialen, ethnischen und politischen 
Konfliktstrukturen institutionell zu rationalisieren, 
Es entstanden fragmentierte Vielparteiensysteme, 
die die Bildung stabiler parlamentarischer Mehr­
heiten und entscheidungsfähiger Koalitionsregie­
rungen erheblich erschwerten22. Der Fraktionie­
rungsindex23 * * der Parteiensysteme liegt in Ungarn 
leicht (1990: 73,5), in der Tschechoslowakei (88,2) 
weit über dem Durchschnitt der westlichen Demo­

20 Vgl. J. Linz (Anm. 19).
21 Vgl. Dieter Nohlen/Bemhard Thibaut, Transforma­
tionsforschung zu Lateinamerika: Ansätze, Konzepte, The­
sen: in: W. Merkel (Hrsg.) (Anm. 5), S. 195-228.
22 Vgl. Stefanie Babst, Wahlen in Ungarn, der ¿SFR und 
Polen. Erschweren Wahlgesetze die Regierbarkeit?, in: Zeit­
schrift für Parlamentsfragen, (1992) 1, S.70.
23 Der Fraktionierungsindex mißt die Zahl der Parteien, 
gewichtet nach ihren Stimmenanteilen, und zeigt somit die
Zersplitterung eines Parteiensystems an. Er wird berechnet,
indem die Summe der quadrierten Stimmenanteile aller Par-» 
teien gebildet und dann von 1 abgezogen wird. Aus Darstel­
lungsgründen wurde der Index mit 100 multipliziert. Vgl.
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kratien. In Polen (92,5) war er bis 1993 unter allen 
liberaldemokratischen Systemen konkurrenzlos 
hoch.

Die Debatte Parlamentarismus versus Präsidentia- 
lismus weist für Ostmitteleuropa ein gravierendes 
Defizit auf: Sie diskutiert nicht jene Mischsysteme, 
die zwischen den beiden Idealtypen liegen und von 
Maurice Duverger am Beispiel der V. Republik 
Frankreichs, aber auch etwa Finnlands oder Portu­
gals als semipräsidentielle Systeme bezeichnet 
wurden24. Von den vier ostmitteleuropäischen 
Vergleichsländern hat Polen die verfassungsrecht­
lichen Konturen eines parlamentarisch-präsiden- 
tiellen Mischsystems, während in Ungarn, der 
Tschechischen und der Slowakischen Republik 
parlamentarische Regierungssysteme entstanden. 
Über die Angemessenheit der konstitutionellen 
Rahmenbedingungen für die demokratische Kon­
solidierung läßt sich also eine erste vergleichende 
Bilanz ziehen. Die, freilich noch vorläufige, Ana­
lyse ergibt, daß analog zur Ebene des Parteien­
systems Polen die ungünstigsten und Ungarn die 
erfolgversprechendsten institutionellen Vorausset­
zungen für die Konsolidierung der jungen Demo­
kratien aufweist.

Die ungarische Verfassung fördert eine starke 
Exekutive und schreibt dem Parlament eine schwä­
chere Stellung zu. Dem Präsidenten werden nur 
sehr spärliche konstitutionelle Prärogativen zuer­
kannt, die es ihm erlauben könnten, wirkungsvoll 
in die Tagespolitik einzugreifen. Sein eigentlicher 
politischer Einfluß besteht in dem Recht, dem Par­
lament den Ministerpräsidenten vorzuschlagen, 
Gesetzesentwürfe einzubringen und in erster In­
stanz auch verabschiedete Gesetze an das Parla­
ment zurückzuverweisen. Die Regierung wurde 
gegenüber dem Parlament durch die Einführung 
des konstruktiven Mißtrauensvotums gestärkt und 
erheblich stabilisiert. Kontrolliert wird sie freilich 
zusätzlich vom Verfassungsgericht, das wie das 
konstruktive Mißtrauensvotum aus dem bundes­
republikanischen Grundgesetz übernommen 
wurde25. Die eindeutigen Kompetenzzuschreibün-

Rae Douglas, A  note on the fractionalization of somh Euro­
pean party Systems, in: Comparative Political Studies, (1968) 
1, S. 413-418.
24 Vgl. Friedbert Rüb, Consolidating Democracy: Consti- 
tutions, Governmental Systems and Political Parties in Bul- 
garia, the Czech Republic, Hungary, and Slovakia, Bremen 
1993, unveröff. Ms.
25 Vgl. Georg Brunner, Die neue Verfassung der Republik 
Ungarn: Entstehungsgeschichte und Grundprobleme, in: 
Jahrbuch für Politik, (1991), S .297-318; Ferenc Majoros, 
Ungarische Verfassungsgerichtsbarkeit seit 1990, in: Studien 
des Bundesinstituts für ostwissenschaftliche und internatio­
nale Studien, (1993) 15, S. 1-55.

gen schufen einen stabilen verfassungspolitischen 
Rahmen, der sich förderlich auf die demokratische 
Konsolidierung auswirkte26. Zusätzlich ging von 
dem komplizierten Mischwahlsystem eine moderat 
integrierende Wirkung auf das Parteiensystem 
aus27. Tatsächlich war Ungarn bisher auch das ein­
zige Land, in dem sich eine relativ homogene und 
handlungsfähige Mitte-Rechts-Koalition in der Re­
gierung etablierte.

Als Gegenbeispiel erwies sich Polen, in dem mehr 
als 25 Gruppierungen den Entscheidungsprozeß im 
Sejm undurchsichtig machten und verzögerten. In 
einem solchen extrem fragmentierten Parteiensy­
stem erwies sich die Regierungsbildung als äußerst 
schwierig, so daß sich in den ersten vier Jahren der 
jungen Demokratie schon sieben Kabinette ver­
schlissen. Zusätzlich zu den heterogenen, kaum 
handlungsfähigen Regierungen lähmten noch die 
ungeklärten Kompetenzabgrenzungen zwischen 
Parlament, Regierung und Präsident im semipräsi- 
dentiellen System die Entscheidungsfähigkeit von 
Exekutive und Legislative. Erst die im Mai 1992 
verabschiedete „Kleine Verfassung“ klärte die 
wichtigsten Kompetenzabgrenzungen28 * *. Die , mit 
dem novellierten Wahlgesetz von 1993 eingeführte 
Fünf-Prozent-Sperrklausel für Parteien und die 
Acht-Prozent-Hürde für Wahlbündnisse trugen zu 
einer Rationalisierung des Parteiensystems bei. 
Anstelle von ehemals 27 Parteien sind gegenwärtig 
nur noch sieben Parteien(bündnisse) im Sejm. Ob 
es dadurch zu homogeneren Regierungskoalitio­
nen kommt, ist jedoch keineswegs gesichert. Denn 
offenbleibt, ob sich die Parteien(bündnisse) zu 
handlungsfähigen Akteuren konsolidieren können 
oder ob sich innerhalb der Parteien verstärkt kon­
kurrierende Faktionen herauskristallisieren. Dann 
hätte sich die Fragmentierung des Parteiensystems 
nur in die Parteiorganisation hinein verschoben. 
Die Rationalisierung des Parteiensystems wäre nur 
oberflächlicher Natur.

Überkomplex erwies sich auch das parlamentari­
sche „2 plus 2“-Kammersystem der Tschecho­
slowakei, das in Verbindung mit dem extrem 
polarisierten Vielparteiensystem Entscheidungs­
blockaden der Exekutive vorprogrammierte. Die 
zunächst nicht intendierte Auflösung der Tschecho-

26 Vgl. Attila Agh, The .Comparative Revolution' and the 
Transition in Central and Southern Europe, in: Journal of 
Theoretical Politics, (1993) 2, S.250; László Szarvas, Transi­
tion Periods in Hungary. The Chances for Democracy?, in: 
ebd., S.275.
27 Vgl. Maté Szabó, The Democratization Process and the 
Transition to a Civil Society, Ms., Budapest 1993.
28 Vgl. Klaus Ziemer, Probleme des politischen System:
Wechsels der Republik Polen. Eine Zwischenbilanz nach drei
Jahren, in: Jahrbuch für Politik, (1993), S. 116.
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Slowakei in zwei unabhängige Staaten muß unter 
diesem Blickwinkel paradoxerweise als eine Ratio­
nalisierungsmaßnahme des staatlichen Handlungs­
und Entscheidungsprozesses gesehen werden.

Als einziges der ostmitteleuropäischen Länder be­
sitzt die Tschechische Republik mit dem Repräsen­
tantenhaus und dem Senat ein Zweikammersystem. 
Die größeren gesetzgeberischen Kompetenzen lie­
gen beim Repräsentantenhaus. Der Senat kann da­
für, anders als das Repräsentantenhaus, nicht auf­
gelöst werden. Die Regierung benötigt bei ihrer 
Einsetzung das Vertrauen des Parlaments und 
kann von diesem durch ein einfaches Mißtrauens­
votum gestürzt werden. Der Staatspräsident hat, 
vergleichbar mit dem deutschen Bundespräsiden­
ten, nur eng begrenzte konstitutionelle Eingriffs­
möglichkeiten in die Tagespolitik. Nach Ungarn 
besitzt die Tschechische Republik die günstigsten 
verfassungsrechtlichen Voraussetzungen für eine 
Konsolidierung der Demokratie.

4. Die internationalen Rahmenbedingungen

Der internationale Kontext Mitte der siebziger 
Jahre begünstigte zweifellos Regimewandel und 
Demokratisierung in Südeuropa. Griechenland, 
Portugal und Spanien waren in Westeuropa von 
konsolidierten Demokratien umgeben. Die Euro­
päische Gemeinschaft hatte unzweideutig die Her­
stellung der vollen Demokratie als Vorbedingung 
zum Beitritt der drei Länder gestellt29. Für die jun­
gen Demokratien Ostmitteleuropas gelten diese 
günstigen Bedingungen nur zum Teil. Zwar stehen 
sie nicht mehr wie in der Zwischenkriegszeit im 
ideologischen und machtpolitischen Spannungsfeld 
von Faschismus, Kommunismus und Demokratie; 
zwar sind auch sie im Westen von stabilen Demo­
kratien umgeben und auch ihnen wird über Asso­
ziationsabkommen die stufenweise Annäherung an 
die Mitgliedschaft in der EG in Aussicht gestellt. 
Internationale Organisationen und Kreditinstitute 
wie der Internationale Währungsfonds, die Welt­
bank, die Europäische Gemeinschaft, die Gruppe 
der 24 sowie die Europäische Bank für Wiederauf­
bau und Entwicklung unterstützen eine kaum 
überschaubare Anzahl von Projekten zur wirt­
schaftlichen Modernisierung und reduzieren damit 
den hohen Außenfinanzierungsbedarf der post- 
kommunistischen Staaten30. Doch anders als beim 
Marshallplan von 1948-51 fehlt eine Organisation 
zur Koordinierung der unterschiedlichen Finanzie­
rungsleistungen. Noch schwerer wiegt jedoch, daß

29 Vgl. W. Merkel (Anm. 6).
30 Vgl. W. Weidenfeld/M. Huterer (Anm. 17), S. 52ff.

Polen, Tschechien, die Slowakei und Ungarn im 
Osten an Staaten angrenzen, deren Demokratisie­
rungsprozeß erst langsam beginnt, deren ökonomi­
sche Probleme noch gravierender sind und deren 
virulente ethnische und territoriale Konflikte auch 
auf Ostmitteleuropa übergreifen könnten31.

IL Das „Problem der Gleichzeitigkeit“: 
die dreifache Transformation

Aus der Analyse der strukturellen Restriktionen 
wurde deutlich, daß Ostmitteleuropa auf jeder der 
vier fundamentalen Ebenen ungünstigere Rah­
menbedingungen für die Konsolidierung seiner 
jungen Demokratien aufweist, als dies in Süd­
europa der Fall war. Doch die bloße Addition die­
ser Faktoren gibt noch nicht den vollen Blick auf 
die komplexe Transitionsproblematik in Polen, 
Ungarn, der Tschechischen und der Slowakischen 
Republik frei. Denn das besondere Problem dieser 
Länder besteht in der Gleichzeitigkeit der Trans­
formation von politischem, wirtschaftlichem und 
(zivil)gesellschaftlichem System32. Zwischen den 
drei Sphären existiert eine enge Interdependenz, 
die die jeweiligen Probleme verschärfen und 
„wechselseitige Obstruktionseffekte“33 erzeugen 
könnte. Vereinfacht läßt sich diese Problematik 
folgendermaßen darstellen34 *: In der Transforma­
tionsphase von der einstigen Kommandowirtschaft 
zu einer prosperierenden Marktwirtschaft wird un­
vermeidlich für einen a priori kaum definierbaren 
Zeitraum ein „ökonomisches Tal“ durchschritten 
werden müssen. Wirtschaftliche und soziale Tran­
sitionskosten wie der Zusammenbruch obsoleter 
Produktionsstrukturen, steigende Arbeitslosenra­
ten, Rückgang des Lebensstandards, existentielle 
Verunsicherung, Abstiegsängste und die drohende 
Verarmung vor allem der älteren Generation wer­
den unvermeidlich anfallen.

Spätestens seit David Easton wissen wir jedoch, 
daß Effektivität und die materiellen output-Lei­
stungen eines politischen Systems dieses mit legiti­
mieren und sein Überleben sichern helfen. Eine 
hinter den Erwartungen der Bevölkerung zurück-

31 Vgl. G. Brunner (Anm. 17).
32 Vgl. J. Musil (Anm. 10), S. 5.
33 Claus Offe, Das Dilemma der Gleichzeitigkeit, in: Mer­
kur, (1991) 4, S. 283.
34 Vgl. Adam Przeworski, Democracy and the Market.
Political and Economic Reforms in Eastern Europe and 
Latin America, New York 1991, S. 162ff.
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bleibende ökonomische Entwicklung fördert die 
Enttäuschung, die sich nicht nur gegen das markt­
wirtschaftliche, sondern auch gegen das noch in­
stabile und kaum belastbare demokratische politi­
sche System richten kann. Die (nach Easton) 
zweite notwendige Legitimitätsdimension, die 
affektive Unterstützung der demokratischen Insti­
tutionen und Verfahren, vermag sich dann kaum 
zu entfalten: Es droht die Aufzehrung des An­
fangskredits, der den jungen Demokratien zu Be­
ginn der „samtenen Revolution“ eingeräumt 
wurde.

III. Handlungskorridor und politisches 
Handeln: die Rolle der Akteure

Der Erfolg der demokratischen Konsolidierung 
wird keineswegs allein von sozioökonomischen 
Faktoren, internationalen Rahmenbedingungen 
und strukturellen Erblasten bestimmt. Aber sie 
legen den Handlungskorridor fest, beeinflussen 
die Handlungspräferenzen und begrenzen die 
Bandbreite erfolgversprechender Problemlösungs­
strategien. Dabei kommt es für die Lösung der 
komplexen Problematik der dreifachen Transfor­
mation in Ostmitteleuropa vor allem darauf an,- in 
welcher Weise die relevanten politischen und so­
zialen Akteüre die einzelnen Transformationspoli­
tiken miteinander koordinieren, sequenzieren und 
harmonisieren35.

Zwei idealtypische Lösungswege wurden bisher 
von Ökonomen und Sozialwissenschaftlern für das 
oben beschriebene „Problem der Gleichzeitigkeit“ 
vorgeschlagen: Erstens der „big bang“, die radi­
kale und rasche Transformation der Wirtschaft, 
Wie sie von der OECD und dem Harvard-Ökono­
men Jeffrey Sachs propagiert wurde. Das zu 
durchschreitende „Tal der Tränen“ (Dahrendorf) 
wäre in diesem Falle, tiefer, aber kürzer. Offen 

‘und riskant bleibt, ob die kurzfristig anfallenden 
sozialen Kosten so hoch sind und so starken poli­
tischen Protest erzeugen, daß die Demokratie 
ernsthaft gefährdet ist. Dafür spricht der Umfang 
der sozialen Verwerfungen, dagegen die Kürze 
der Transitionsphase. Genau umgekehrt verhält 
es sich mit der zweiten, der gradualistischen

35 Vgl. J. Musil (Anm. 10), S. 10; Philippe C. Schmitter, 
Interest Systems and the Consolidation of Democracies, in: 
Larry Diamond/Garry Marks (Hrsg.), Reexamining Democ- 
racy. Essays in honour of Seymour M. Lipset, Newbury Park 
1992, S. 163; C. Offe (Anm. 33).

Transformationsstrategie: das „Tal“ wird weniger 
tief, dafür aber breiter sein. Hier stellt sich die 
Frage: Läßt sich die Geduld gegenüber der 
„schöpferischen Zerstörung“ (Joseph Schumpe­
ter) solange erhalten, daß sie nicht die demokrati­
sche Ordnung gefährdet?

In beiden Szenarien spielen zwei Gruppen von 
Akteuren die wichtigste Rolle: die politischen 
Entscheidungseliten und ihre Wähler36. Ihre Inter­
aktion bestimmt, welche Strategie mit welchen 
Folgen für die demokratische Konsolidierung ein­
geschlagen wird. Wenn die Wähler Vertrauen in 
die Regierung haben, kann diese die „harte“ Op­
tion der radikalen und raschen ökonomischen 
Transformation wählen. Der Balcerowicz-Plan 
vpn 1989/90 in Polen und der neoliberale Kurs 
von Vaclav Klaus in der Tschechoslowakei wären 
dafür ein Beispiel. Umfragen zeigen jedoch, daß 
das Vertrauen der Wähler in diese wirtschafts­
politische Strategie mit den ansteigenden sozialen 
Kosten gesunken ist37. Die rationale Antwort von 
Politikern in Wettbewerbsdemokratien auf diesen 
Vertrauensschwund wäre, die radikale Strategie 
abzuschwächen, die sozialen Kosten zu mindern, 
sozialpolitisch abzupuffern und langsam zu einer 
gradualistischen Reformpolitik überzugehen.

Der Fall Polen beglaubigt diese These mit zumin­
dest singulärer Empirie. Denn obwohl die unter 
Balcerowicz 1989/90 begonnene und bis zu 
Hanna Suchocka -  der Premierministerin der De­
mokratischen Union -  fortgesetzte neoliberale 
Wirtschaftspolitik durchaus auf makroökonomi­
sche Stabilisierungserfolge verweisen konnte38, 
waren die sozialen Opfer in der mehrheitlichen 
Wahrnehmung der Bevölkerung zu groß. Die Po­
len wählten die alte Regierungskoalition der Soli- 
darnösc-Nachfolgeparteien ab und das postkom­
munistische Linksbündnis (SLD), die ehemalige 
Block-Bauernpartei (PSL) sowie die sozialdemo­
kratische Union der Arbeit (UP) ins Amt. Alle 
drei Parteien hatten sich im Wahlkampf nach­
drücklich gegen das neoliberale Reformtempo 
und für einen langsameren, gradualistischen Kurs 
ausgesprochen.

Der tschechischen Regierung unter Vaclav Klaus 
wurde zunächst ein weiterer Vertrauensvorschuß 
gewährt, seit sich die Tschechische und die

36 Vgl. A. Przeworski (Anm. 34), S. 173f.
37 Vgl. Peter Gerlich/Fritz Plasser/Peter A. Ulram 
(Hrsg.), Regimewechsel. Demokratisierung und politische 
Kultur in Ostmitteleuropa, W ien-Köln-Graz 1992, S. 18f.
38 Vgl. OECD Economic Outlook 53, (Juni 1993), Paris 
1993.
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Slowakische Republik getrennt haben. Dadurch 
sind für die erstere nicht nur wirtschaftliche Pro­
blemregionen verschwunden, sondern es wurde 
auch die wirtschaftspolitische Agenda von dem 
lähmenden Disput zwischen dem radikalen Wirt­
schaftsreformer Klaus und dem Gradualisten Me- 
ciar entlastet. Der wirtschaftliche Verlierer der 
Staatsauflösung ist die Slowakische Republik39. 
Schon zehn Monate nach der Auflösung der Föde­
ration mußte Meciar feststellen, daß die slowaki­
sche Wirtschaft sich in der schwersten Krise seit 
den dreißiger Jahren befindet. Vor 1993 lieferte 
die slowakische Industrie in hohem Maße Halbfer­
tigprodukte für die tschechische Finalproduktion. 
Insgesamt „exportierte“ der slowakische Landes­
teil ein Drittel seiner Industrieproduktion in den 
tschechischen Landesteü, während dieser nur 15 
Prozent in die Slowakei „ausführte“40. Nach der 
Trennung kam es zu tiefen Einbrüchen im tsche­
chisch-slowakischen Handel. Die Produktion wie 
die Produktivität ging jedoch in der Slowakei 
schneller zurück als in der Tschechischen Repu­
blik, während Inflation, Arbeitslosigkeit und 
Staätsverschuldung rascher anstiegen.

Die slowakische Regierung droht von zwei Seiten 
unter Druck und in einen kaum lösbaren Interes­
senkonflikt zu geraten: Druck kommt erstens von 
einer zunehmend enttäuschten Bevölkerung, die 
die „Bewegung für eine demokratische Slowakei“ 
(HZDS) drängt, ihre wirtschaftlichen und sozial­
politischen Wahlversprechen einzulösen. Auf der 
anderen Seite binden Weltbank, IMF und die 
europäischen Finanzinstitutionen ihre Kredite an 
strikte haushaltspolitische Vorgaben. Da eine für 
beide Seiten befriedigende Lösung dieses Dilem­
mas auf absehbare Frist kaum denkbar erscheint, 
könnten HZDS und die „Slowakische Nationalpar­
tei“ (SNS) ihren nationalistisch-populistischen 
Kurs verstärken, um Wählerverluste zu verhindern 
oder durch die Erschließung neuer Wählerschich­
ten zu kompensieren. Die innere Aushöhlung der 
slowakischen Demokratie würde fortgesetzt, der 
Trend hin zu einer reinen Mehrheitsherrschaft, die 
ihre (ethnischen) Minderheiten diskriminiert (v. a. 
Ungarn, Roma), würde weiter verstärkt41. Die 
Verdüsterung der demokratischen und marktwirt­
schaftlichen Reformperspektive wäre dann in der 
Slowakischen Republik nicht primär Folge struktu­
reller Problemlasten, sondern vor allem eine Folge 
wiederholter Fehlentscheidungen der politischen 
Eliten.

39 Vgl. Marin Butora/Zora Biitorava, Slovakia After the 
Split, in: Journal of Democracy, (1993) 2, S. 80.
40 Vgl. OECD (Anm. 38), S. 122.
41 Vgl. M. BUtora/Z. Biitorava (Anm. 39), S. 80.

IV. D ie Perspektiven

Welchen Weg werden die jungen Demokratien 
Ostmitteleuropas weiter verfolgen? Wird an des­
sen Ende die rasche, erfolgreiche Konsolidierung 
der Demokratie wie in Südeuropa, insbesondere in 
Spanien, stehen? Oder zeichnet sich die lateiname­
rikanische Variante ab, in der sich seit den zwanzi­
ger Jahren Zyklen autoritärer und demokratischer 
politischer Ordnungen abwechseln?

Gegen die südeuropäische Variante spricht insbe­
sondere die gewaltige Problemlast der ökonomi­
schen Transformation. Wiederaufbauprogramme 
in der koordinierten Konzentration des Marshall­
planes, der das Wirtschaftswunder der jungen De­
mokratien der „zweiten Welle“ in Deutschland, 
Italien und Japan in Gang setzte und zu deren 
Konsolidierung erheblich beitrug, sind für Ostmit­
teleuropa trotz vieler multi- und bilateraler Hilfen 
nicht in Sicht. Die von der EG gegenüber den vier 
Visegräd-Staaten42 zugesicherte asymmetrische 
Öffnung der Märkte kommt nur langsam voran. 
Insbesondere in den „sensiblen“ Sektoren der 
Europäischen Gemeinschaft wie Stahl, Kohle, 
Textil und Landwirtschaft -  also in jenen Berei­
chen, in denen die vier ostmitteleuropäischen Län­
der ernsthaft konkurrieren könnten -  kam es zu 
einer protektionistischen Schließung der Absatz­
märkte43. Die Ausbildung der maßgeblich auf dem 
wirtschaftspolitischen Leistungsprofil einer Regie­
rung aufbauenden selektiven Legitimitätsdimen­
sion wird mit den ausbleibenden Erfolgen der 
marktwirtschaftlichen Transformation länger dau­
ern. Damit wird sich auch die fundamentale Zu­
stimmung der Bevölkerung zu den grundsätzlichen 
Institutionen und Verfahren des demokratischen 
Systems (diffuse Legitimation) zunächst nur 
schwer konsolidieren können.

Aber auch der lateinamerikanische Weg mit seinen 
zyklisch wiederkehrenden Unterbrechungen de­
mokratischer Konsolidierung ist nicht sehr wahr­
scheinlich. Gegen ihn spricht, daß mit Ausnahme 
Polens das Militär in Ostmitteleuropa weder über 
nationales Ansehen noch über eine Tradition der 
Intervention in die Politik verfügt. Darüber hinaus 
unterscheidet sich die Nachbarschaft Westeuropas 
und dessen ökonomisches und politisches Interesse

42 Visegräd-Staaten: Polen, Ungarn und die ehemalige 
Tschechoslowakei (heute Tschechische und Slowakische 
Republik), die 1991 in dem ungarischen Ort Visegräd mit 
der Europäischen Gemeinschaft ein Interimsabkommen 
(„Europaabkommen“) über Handelsfragen abschlossen.
43 Vgl. W. Weidenfeld/M. Huterer (Anm. 17), S. 81.
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an einer stabilen demokratischen Ordnung in Ost­
mitteleuropa von den primär strategischen Interes­
sen der USA gegenüber Lateinamerika zu Zeiten 
des Ost-West-Konfliktes (zumindest bis Mitte der 
siebziger Jahre). Jede autoritäre Unterbrechung 
des Demokratisierungsprozesses würde die inter­
nationalen Unterstützungsleistungen und privaten 
Investitionen gefährden -  eine Überlegung, die zu­
mindest rational kalkulierende politische Akteure 
nicht vernachlässigen können.

Tertium datur? Dies ist keineswegs sicher. Vieles 
spricht dafür, daß der Weg zu einer konsolidierten 
Demokratie in Ostmitteleuropa länger sein wird 
als im Süden Europas. Die Wirtschaftsreformen 
werden langsamer vorankommen. Der „Peripheri- 
sierungsdruck“, den hochentwickelte Ökonomien 
auf weniger produktive Gesellschaften ausüben, 
war selbst in Südeuropa nicht abweisbar. Auf die 
schwächeren Volkswirtschaften Polens und der 
Slowakei wird er sich noch stärker auswirken.

Aber ungelöste ökonomische Probleme und un­
günstige Rahmenbedingungen allein . führen 
keineswegs zwingend zum Kollaps politischer Ord­
nungen; auch nicht in jungen, noch kaum konsoli­
dierten Demokratien. Denn auch dies lehren uns 
die Demokratisierungserfahrungen Südeuropas: 
Die Fragmentierung der einstigen Regimeopposi­
tion, der vorübergehende Rückgang der politi­
schen Entscheidungseffizienz, Desillusionierung, 
Popularitätsschwund der politischen Eliten und ab­
nehmende Wahlbeteiligung gehörten zum norma­
len Ablauf der Demokratisierungsprozesse der 
„dritten Welle“44. In keinem dieser Länder ist es 
jedoch zu relevanten antidemokratischen Massen­
bewegungen gekommen. In dieser Situation 
kommt es entscheidend darauf an, wie die politi­
schen, wirtschaftlichen und militärischen Eliten 
mit der Ohnmacht umgehen, die dringenden Pro­
bleme rasch zu lösen -  ob sie im Rahmen der 
demokratischen Spielregeln kooperieren oder die 
Lage für unmittelbare individuelle, korporative

44 Samuel P. Huntington, The Third Wave. Democratiza- 
tion in the Late Twentieth Century, Oklahoma 1991, S. 265.

oder parteiliche Zwecke auszubeuten versuchen. 
Diesbezüglich deutet sich in Ungarn und der 
Tschechischen Republik sowohl in der Bevölke­
rung als auch unter den Eliten die Entwicklung sta­
bilisierender Verhaltensmuster an. In der politi­
schen Kultur Polens und der Slowakei zeigt sich 
dagegen bisher eine stärkere Anfälligkeit gegen­
über autoritär-populistischen Angeboten45. Ande­
rerseits steht den Bevölkerungen der jungen 
Demokratien Ostmitteleuropas nunmehr das insti­
tutionelle Mittel zur Verfügung, die Regierung ab­
zuwählen.

Angesichts der wechselseitigen Abhängigkeit Von 
politischen und ökonomischen Handlungsspielräu­
men sind wirtschaftliche Hilfestellungen der west­
europäischen Demokratien von außerordentlicher 
Bedeutung. Deshalb kommt insbesondere der 
Europäischen Union und ihren Mitgliedsländern 
die wichtige Aufgabe zu, die Geduld der politi­
schen Eliten und der Bevölkerung auf dem schwie­
rigen Pfad der dreifachen Transformation zu „sub­
ventionieren“.

Dies ist keineswegs nur ein normatives Postulat. 
Westeuropa würde dabei auch in seinem eigenen 
fundamentalen Interesse handeln. Denn scheitern 
Marktwirtschaft und Demokratie in Ostmittel­
europa, könnte dies eine Migrationswelle von Ost 
nach West auslösen, welche die Stabilität west­
licher Demokratien, nicht zuletzt jene der Bundes­
republik Deutschland, gefährden könnte. Mit der 
Konzertierung westlicher Wirtschaftshilfen und 
der rascheren Öffnung der westlichen Märkte las­
sen sich die aus dem „Problem der Gleichzeitig­
keit“ erwachsenden geschilderten Gefahren auto­
ritärer Rückschläge zwar keineswegs ausschließen; 
aber nicht zuletzt die Erfahrungen der Nachkriegs­
demokratien Bundesrepublik Deutschland, Italien 
und Japan sowie die südeuropäischen Erfahrungen 
der siebziger Jahre demonstrieren, daß sie dadurch 
erheblich vermindert werden.

45 Vgl. P. Gerlich/F. Plasser/P. Ulram (Hrsg.) (Anm.37), 
S.21.
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